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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 17.11.2010

Index

10/07 Verwaltungsgerichtshof;

40/01 Verwaltungsverfahren;

Norm

AVG §71 Abs1 Z1;

AVG §72 Abs1;

VwGG §33 Abs1;

VwGG §56;

1. AVG § 71 heute

2. AVG § 71 gültig ab 21.07.2023 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 88/2023

3. AVG § 71 gültig von 01.01.2014 bis 20.07.2023 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

4. AVG § 71 gültig von 01.01.1999 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

5. AVG § 71 gültig von 01.07.1995 bis 31.12.1998 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 471/1995

6. AVG § 71 gültig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

1. AVG § 72 heute

2. AVG § 72 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

3. AVG § 72 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.2013

1. VwGG § 33 heute

2. VwGG § 33 gültig ab 01.07.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 2/2021

3. VwGG § 33 gültig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

4. VwGG § 33 gültig von 01.03.2013 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

5. VwGG § 33 gültig von 01.07.2008 bis 28.02.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

6. VwGG § 33 gültig von 05.01.1985 bis 30.06.2008

1. VwGG § 56 heute

2. VwGG § 56 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

3. VwGG § 56 gültig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

4. VwGG § 56 gültig von 05.01.1985 bis 30.06.2008

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Gall und die Hofräte Dr. Hofbauer und

Mag. Dr. Wurdinger als Richter, im Beisein des Schriftführers MMag. Stelzl, in der Beschwerdesache des G D,
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geboren 1976, vertreten durch Dr. Frank Philipp, Rechtsanwalt in 6800 Feldkirch, Bahnhofstraße 16, gegen den

Bescheid des unabhängigen Bundesasylsenates vom 21. August 2006, Zl. 301.870-C1/E1- XVIII/58/06, betreDend

Zurückweisung einer Berufung gegen eine Asylentscheidung als verspätet (weitere Partei: Bundesministerin für

Inneres), den Beschluss gefasst:

Spruch

Die Beschwerde wird als gegenstandslos geworden erklärt und das Verfahren eingestellt.

Ein Kostenersatz findet nicht statt.

Begründung

Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger Georgiens, beantragte am 19. Februar 2003 Asyl.

Mit Bescheid vom 30. März 2006 wies das Bundesasylamt diesen Antrag gemäß § 7 Asylgesetz 1997 (AsylG) ab, stellte

fest, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers nach Georgien gemäß § 8

Abs. 1 AsylG zulässig sei, und wies diesen gemäß § 8 Abs. 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet nach

Georgien aus.Mit Bescheid vom 30. März 2006 wies das Bundesasylamt diesen Antrag gemäß Paragraph 7, Asylgesetz

1997 (AsylG) ab, stellte fest, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers nach

Georgien gemäß Paragraph 8, Absatz eins, AsylG zulässig sei, und wies diesen gemäß Paragraph 8, Absatz 2, AsylG aus

dem österreichischen Bundesgebiet nach Georgien aus.

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 21. August 2006 wies die belangte Behörde die dagegen erhobene Berufung des

Beschwerdeführers vom 18. Mai 2006 gemäß § 63 Abs. 5 AVG als verspätet zurück.Mit dem angefochtenen Bescheid

vom 21. August 2006 wies die belangte Behörde die dagegen erhobene Berufung des Beschwerdeführers vom

18. Mai 2006 gemäß Paragraph 63, Absatz 5, AVG als verspätet zurück.

Der Beschwerdeführer hatte zuvor am 5. Juli 2006 einen Antrag auf Wiedereinsetzung in die Versäumung der Frist zur

Erhebung einer Berufung gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 30. März 2006 gestellt. Dieser Antrag wurde

(zunächst) mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 2. Oktober 2006 gemäß § 71 Abs. 1 Z 1 AVG abgewiesen. In

Erledigung einer dagegen erhobenen Berufung behob die belangte Behörde mit Bescheid vom 25. Juni 2007 diesen

Bescheid und verwies die Angelegenheit gemäß § 66 Abs. 2 AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines

neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurück.Der Beschwerdeführer hatte zuvor am 5. Juli 2006 einen Antrag auf

Wiedereinsetzung in die Versäumung der Frist zur Erhebung einer Berufung gegen den Bescheid des Bundesasylamtes

vom 30. März 2006 gestellt. Dieser Antrag wurde (zunächst) mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 2. Oktober 2006

gemäß Paragraph 71, Absatz eins, ZiDer eins, AVG abgewiesen. In Erledigung einer dagegen erhobenen Berufung

behob die belangte Behörde mit Bescheid vom 25. Juni 2007 diesen Bescheid und verwies die Angelegenheit gemäß

Paragraph 66, Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das

Bundesasylamt zurück.

Mit Ersatzbescheid vom 28. November 2007 bewilligte das Bundesasylamt dem Beschwerdeführer die

Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der Frist zur Erhebung einer Berufung gegen den Bescheid des

Bundesasylamtes vom 30. März 2006.

Der Verwaltungsgerichtshof hat dem Beschwerdeführer mit Schreiben vom 22. Oktober 2010 eine Kopie des

letztgenannten Bescheides mit der Möglichkeit der Stellungnahme zur beabsichtigten Einstellung des

Beschwerdeverfahrens betreDend den angefochtenen Bescheid vom 21. August 2006 übermittelt. Der Vertreter des

Beschwerdeführers nahm dazu mit Schriftsatz vom 4. November 2010 dahin Stellung, dass ihm der übermittelte

Bescheid erstmals zur Kenntnis gelangt sei und "eine Stellungnahme zum Inhalt dieses Bescheides und zur Frage der

gesetzmäßigen Zustellung dieses Bescheides nicht möglich" sei. Sollte der angefochtene Bescheid tatsächlich außer

Kraft getreten sein, seien dem Beschwerdeführer infolge Klaglosstellung Kosten zuzusprechen.

Gemäß § 72 Abs. 1 AVG tritt das Verfahren durch die Bewilligung der Wiedereinsetzung in die Lage zurück, in der es

sich vor dem Eintritt der Versäumung befunden hat. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes

(vgl. Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I2, E 6 zu § 72 AVG) tritt mit der Bewilligung der Wiedereinsetzung

gegen die Versäumung der Berufungsfrist der die Berufung als verspätet zurückweisende Bescheid von Gesetzes

wegen außer Kraft. Mit diesem Außerkrafttreten des angefochtenen Bescheides ist zwar keine Klaglosstellung des

Beschwerdeführers nach § 33 Abs. 1 und § 56 erster Satz VwGG eingetreten, doch ist die gegen diesen Bescheid noch
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aufrechte Beschwerde gegenstandslos geworden (vgl. dazu den hg. Beschluss vom 22. Juli 2004, Zl. 2002/20/0085,

mwH).Gemäß Paragraph 72, Absatz eins, AVG tritt das Verfahren durch die Bewilligung der Wiedereinsetzung in die

Lage zurück, in der es sich vor dem Eintritt der Versäumung befunden hat. Nach der Judikatur des

Verwaltungsgerichtshofes vergleiche , Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I2, E 6 zu Paragraph 72, AVG) tritt

mit der Bewilligung der Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der Berufungsfrist der die Berufung als verspätet

zurückweisende Bescheid von Gesetzes wegen außer Kraft. Mit diesem Außerkrafttreten des angefochtenen

Bescheides ist zwar keine Klaglosstellung des Beschwerdeführers nach Paragraph 33, Absatz eins und Paragraph 56,

erster Satz VwGG eingetreten, doch ist die gegen diesen Bescheid noch aufrechte Beschwerde gegenstandslos

geworden vergleiche , dazu den hg. Beschluss vom 22. Juli 2004, Zl. 2002/20/0085, mwH).

Das Verfahren über die Beschwerde war somit in sinngemäßer Anwendung des § 33 Abs. 1 VwGG einzustellen.Das

Verfahren über die Beschwerde war somit in sinngemäßer Anwendung des Paragraph 33, Absatz eins, VwGG

einzustellen.

Eine formelle Klaglosstellung mit den Kostenfolgen des § 56 VwGG liegt im Beschwerdefall nicht vor. Da die

Entscheidung über die Kosten des Beschwerdeverfahrens iSd § 58 Abs. 2 VwGG einen unverhältnismäßigen Aufwand

erfordern würde, wird gemäß § 58 Abs. 2 zweiter Satz VwGG von einem Kostenzuspruch abgesehen.Eine formelle

Klaglosstellung mit den Kostenfolgen des Paragraph 56, VwGG liegt im Beschwerdefall nicht vor. Da die Entscheidung

über die Kosten des Beschwerdeverfahrens iSd Paragraph 58, Absatz 2, VwGG einen unverhältnismäßigen Aufwand

erfordern würde, wird gemäß Paragraph 58, Absatz 2, zweiter Satz VwGG von einem Kostenzuspruch abgesehen.

Wien, am 17. November 2010

European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:VWGH:2010:2008231063.X00

Im RIS seit

08.04.2011

Zuletzt aktualisiert am

11.04.2011

Quelle: Verwaltungsgerichtshof VwGH, http://www.vwgh.gv.at

 2026 JUSLINE

JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at

https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/33
http://www.vwgh.gv.at
file:///

	TE Vwgh Beschluss 2010/11/17 2008/23/1063
	JUSLINE Entscheidung


